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Mein Standort,
meine Stadt,
meine Heimat!

Die NRWSPD hat ihren Leitantrag zum
letzten Parteitag überschrieben mit
„Die soziale Gesellschaft braucht die
so ziale Stadt“. Wir, die selbständigen
Unternehmerinnen und Unter neh mer
in NRW, sind eine Säule der sozialen
Ge sellschaft. Daher hier ein Plädoyer
für die Standtortbindung und die „So -
ziale Stadt“.

Man kennt die Aussage: Mein Haus,
mein Auto, meine Yacht, getätigt in
Verbindung mit der Präsentation ent-
sprechender Fotos. Anstatt solcherma-
ßen zu protzen (mir fehlt die Yacht),
möchte ich auf die enge Verbindung
von Heimat(-Stadt) und Standort für
uns Selbständige hinweisen.

Anders als bei größeren Betrieben
sind wir standortgebunden. Wir er hal -
ten keine Steuersubventionen, um
un  serem Standort treu zu bleiben, wir
tun das freiwillig, aus tiefster Über -
zeu gung. Denn an unseren Stand or -
ten wohnen nicht nur unsere Kun den,
sondern auch unsere Mitarbei ter In -

nen. Beide Personenkreise müssen
wir durch örtliche Nähe an uns bin -
den.

Die meisten von uns wohnen auch
am Ort unserer Arbeit. Viele sind kom -
munalpolitisch engagiert, zusätz lich
zu ihrer AGS-Arbeit. Als Arbeitgeber
und Auftragnehmer, Bewohner so wie
engagierter Bürger legen wir na tür -
lich auch Wert auf eine handlungs fä -
hige, leistungsfähige Kommune. Die
finanzielle Situation in unseren Städ -
ten und Gemeinden ist aber meist
trostlos.

Deswegen begrüßen wir die Initia ti -
ve der Landesregierung, die Kommu -
nen zu stärken. Deswegen unterstüt-
zen wir den Leitantrag der NRWSPD.

Deswegen ist auch der Bund gefor-
dert, endlich seinen Bei trag zu einer
ausreichenden Kommu nal finanzie -
rung zu leisten. Nicht nur (aber
auch!) Griechenland muss ge rettet
werden. Aus sozialen Grün den, aus

rein egoistisch-mate ri el len Grün den,
aus einer selbstverständlichen So li -
da ri tät mit dem Schwä che ren. 

Unsere Unterstützung von Maß nah -
men zu Gunsten unserer Städte und
Gemeinden darf keine Einbahnstra -
ße sein! Wir erwarten, dass die Kom -
munen uns nicht nur als zu melken-
de Kuh wahrnimmt, sondern ihre
Selbständigen pflegt, als Bürger und
verlässliche Gewerbesteuerzahler.

Beim Thema Milchkuh und Gewerbe -
steuer muss klar sein: Selbständige
tra gen durch ihre Gewerbesteuer zah -
lungen selbstverständlich zur Fi nan -
zierung ihrer Städte bei. Die Ge wer -
besteuer darf aber nicht als Mittel zur
Sanierung der Kommunalfinan zen
herhalten – das können wir nicht lei-
sten. Die Milch kuh will gefüttert wer -
den und braucht Pflege. Das heißt:

1. Gewerbesteuer: Hebesätze sollten
in Ihrer Bandbreite beschränkt wer -
den, schon deshalb, damit die Wett -
bewerbssituation zwischen reichen
und armen Kommunen nicht noch
ungünstiger für die armen Kom mu -
nen wird. Die Lasten der Ge wer be -
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steuer sind gerechter zu ver teilen,
auf kommensneutral durch Erhö -
hung der Freigrenzen und Anhe -
bung der Steuerlast für ertragreiche
Betriebe. Eine Staffelung der Ge wer -
besteuerbelastung wäre eben so
eine Lösung – nach dem Motto
„Schwe re Lasten auf starke Schul -
tern“. Entsprechende Anträge hat
die AGSNRW gestellt.

2. Die Vergabepolitik der Kommunen
muss sich ändern. Es darf nicht mehr
der bequemste Weg der Ver gabe ge -
wählt werden, der bedeutet: Auf trä -
ge in großen Losen an Gene ral un ter -
nehmer zu vergeben.

3. Die Kommunen müssen sich bemü-
hen, sich zur „Mittelstands freund li -
chen Stadt“ zu entwickeln. Wirt -
schafts förderung muss mehr sein
als neue Gewerbegebiete auszuwei-
sen. Bestandspflege ist mindestens
ebenso wichtig!

Die soziale Gesellschaft braucht die
so ziale Stadt! Und die Stadt braucht
ihre Unternehmen.

In diesem Sinne: Glück auf!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Am 27.09.2011 tagte der Bundesaus -
schuss der AGS im Willy-Brandt-Haus
in Berlin. Der Bundesausschuss setzt
sich zusammen aus Delegierten der
AGS-Landesverbände, er tagt zweimal
jährlich, meist in Berlin.

Die aktuelle Sitzung hatte u.a. die Or -
ga-Reform der Partei und die Vorberei -
tung des Wirtschaftsempfangs von
AGS und SPD auf der Tagesordnung.

Zum Thema Orga-Reform wurden Än -
de rungsanträge für den Bundes par tei -
tag im Dezember beschlossen, die in -
haltlich deckungsgleich mit An trä gen
der AGSNRW sind (wie bereits in den
AGS:Nachrichten berichtet).
Es wur de der Einsatz einer Kommis -
sion beschlossen, die sich mit einer
Wei terentwicklung der Struktur der
AGS beschäftigen soll. Ergebnisse sol-

len auf der nächsten AGS-Bundes kon -
fe renz in 2012 vorliegen. NRW wird
durch den AGS-Landesvorsitzenden
vertreten.

Die Vorbereitungen des traditionellen
Wirt schaftsempfangs von Bundes-
SPD und -AGS wurde abgeschlossen.
Er findet am 8. November 2011 ab
17:00 Uhr im Willy-Brandt-Haus statt.
Höhepunkt ist die Verleihung des In -
novationspreises von AGS und SPD, in
diesem Jahr unter dem Motto „Genos -
sen schaften – ein traditionsreiches
Wirt schaftsmodell mit innovativer
Kraft“. 

Ein Vorstellungsgespräch mit der neu -
en Mittelstandsbeauftragten der Bun -
destagsfraktion, Andrea Wicklein,
muss te krankheitsbedingt leider aus-
fallen.                                                        <

Die AGS im Bund

AGS-Bundesausschuss tagte
am 27.09. in Berlin
AGS kritisiert die Organisationsreform der SPD • Bundesaus schuss
stellt Anträge an den Bundesparteitag

Fortsetzung von Seite 1
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Anlass für das
Ge spräch war
der erhebliche
Unmut vieler
A G S - A k t i v e n
über Teile der
ge planten Par -
tei reform, hier
insbesondere
die umfassen-

den Mit gliedsrechte der sog. Unter -
stüt zer-Mitglieder, die verbesse rungs -
fähige Ein bindung von Arbeits ge mein -
schaf ten bei der Bildung von Themen -
foren und die in der zukünftigen Par -
tei sat zung feh lende Fest schrei bung ei -
ner bera ten den Mit glied schaft der Vor -
sit zen den von Bundes ar beits gemein -
schaf ten im Partei vor stand.

Gelobt wurde von uns ausdrücklich
der Leitantrag der NRWSPD zu die-

sem Thema („Partei in Bewegung“).
Dieser enthält nämlich gegenüber
den Entwürfen der Bundespartei eini-
ge Verbesserungen. Für das NRW-Pa -
pier gilt tatsächlich „Basis statt Basta“,
wenn auch aus unserer Sicht noch
nicht durchgängig.

Ein zweiter Themenkomplex des Ge -
sprächs war die Zuarbeit der AGS NRW
für Partei und Fraktion. Die AGS NRW
wird sich weiter bei Themen einbrin-
gen, die für uns Selbständige relevant
sind und bei denen wir durch unsere
Kompetenz wertvolle Beiträge leisten
können. 

Insgesamt war das Gespräch ein sehr
konstruktiver Austausch von Posi tio -
nen, verbunden mit konkreten Hin -
weisen auf Mitwirkungsmöglichkei -
ten für uns.                                             <

Dialog mit der NRWSPD

AGSNRW im Gespräch mit
Mike Groschek
Am 12.10.2011 trafen sich Mitglieder des geschäftsführenden Vor -
stands der AGSNRW in Düsseldorf mit Mike Groscheck, General -
sekretär der NRWSPD.

Mike Groschek MdB,
Generalsekretär der
NRWSPD

Die AGS Kleve hat uns um Ver -
öffent lichung des nachfolgenden
Antrags zum Bundes parteitag ge -
beten:

Antrag des SPD-Ortsvereins Kleve an
den Bundesparteitag der SPD, 04.-06.
Dezember 2011, Berlin

Betreff: Tabakwarenverkauf auf li zen -
sierte Fachhändler einschränken

Der Bundesparteitag möge beschlie-
ßen:

Der SPD-Bundesparteitag fordert die
SPD-Landtagsfraktionen / die SPD-
Bun destagsfraktion dazu auf, poli-
tisch darauf hinzuwirken, dass in Zu -
kunft sämtliche Tabakwaren nur
noch im dafür vorgesehenen Tabak -
warenfachhandel erhältlich sind und
der Verkauf von Tabakwaren an allen
anderen Verkaufsstellen, inklusive Zi -
ga ret tenautomaten, untersagt wird. 

Begründung:Tabakwaren sind derzeit
in Deutschland im Einzelhandel, an
Tankstellen, in der Gastronomie und
an Zigarettenautomaten erhältlich.
Durch diese vielfältigen Zu gangs mög -
lichkeiten, die zum Teil nicht zu kon-
trollieren sind, wird es Jugend li chen
erleichtert, das für sie geltende Ver -
bot des Erwerbs von Tabakwaren zu
umgehen. 
Diesem Zustand muss die SPD in ihrer
politischen Arbeit entgegenwirken.
Als Orientierung können hier die ge -
set zlichen Regelungen herangezogen
werden, die in vielen EU-Mittelmeer -
staaten gelten.                                        <

AGS / OV Kleve

Antrag zum
Bundespartei -
tag der SPD
in Berlin

Nachtrag: Besuch von Hannelore Kraft am Stand der AGSNRW beim Landesparteitag der
NRWSPD am 24.09.2011 in Mülheim a.d. Ruhr.



AGS:Nachrichten (Oktober 2011)

4

Einkommensteuer

In Abänderung zu dem im Leitantrag
2010 beschlossenen Einkommens -
steu er tarif fordert die AGS – ange -
sichts der günstigen Wirtschafts ent -
wicklung –, dass auch die mittleren
Ein kommensbezieher (Facharbeiter,
Frei berufler, Angestellte mit gehobe-
nen Qualifikationen) entlastet wer-
den: Begradigung des Mittelstands -
bauchs!
Der geltende Einkommensteuertarif
ist demnach so zu verändern, dass be -
ginnend mit dem gültigen Eingangs -
steuersatz von 14 % nach dem Exis -
tenz minimum eine linear progressive
Steigerung bis zu einem neuen Spit -
zensteuersatz von 49 % bei 58000 €
vorgenommen wird. Die Körper -
schafts steuer ist entsprechend anzu-
passen.
Mit diesem Antrag wird ein erheblich
(leistungs)gerechteres ESt-Modell in
die sozialdemokratische Debatte ein -
geführt. Anders als bisher wird der
gel tende steile Progressionsanstieg
im untersten Einkommensbereich, der
in der Folge zum sog. Mittel stands -
bauch führt, nicht beibehalten, son-
dern zugunsten einer einzigen linear
pro gressiven Steigerung bis zum neu -
en Spitzensteuersatz von 49 % „ge -
glättet“. Dies führt trotz des Spit zen -
steuer-Starts bei jährlich 58000 € zu
versteuerndem Einkommen (Sin gle)
zu einer deutlichen Steuer ent lastung
der Klein-, Mittel- und Gut verdiener

bis zu einem zu ver steuern den Single-
Jahreseinkommen von 65000 €. Dies
führt zur Stärkung und Ankurbelung

Gewerbesteuer

1. Die AGS unterstützt den Erhalt der
Gewerbesteuer und fordert zugleich
wirksame Maßnahmen gegen die
Ge winnverlagerung internatio nal
agierender Unternehmen ins Aus -
land. 

Die Gewerbesteuer spielt eine we sent -
liche Rolle für unsere Städte und Ge -
meinden, u. a. zum Erhalt und Aus bau
der kommunalen Infrastruktur, an wel -
cher sämtliche Unternehmen partizi -
pie ren. 

der Binnen nach fra ge. Der vorgeschla-
gene Ansatz ist an nä hernd aufkom-
mensneutral.

Die AGS fordert bei sämtlichen Maß -
nahmen zur Stärkung der Gewerbe -
steuer jedoch, dass nicht nur die aus -
schließlich national agierenden Un ter -
nehmen die Zeche zahlen müssen. 
Deshalb sind gleichfalls wirksame
Maß nahmen gegen die Gewinn ver la -
ge rung international agierender Un -
ternehmen ins Ausland zu treffen, die
nicht im Konflikt mit den Diskrimi nie -
rungs- und Beschränkungsverboten
der Grundfreiheiten des EG-Vertrags
stehen. 

Christiane Breuer

Zu den Ergebnissen der Politikwerkstatt
Im Rahmen des Arbeitskreises „Finanzen“ der AGSNRW bzw. der vom Bundesvorstand der AGS ein-
gerichteten Politikwerkstatt „Steuern und Finanzen“ sind folgende Anträge der AGS entwickelt und
zum ordentlichen Bundesparteitag 2011 eingereicht worden:

»Steuern und Finanzen

Diagramm: Jährliche Steuerbe- bzw. Entlastung in Euro in Abhängigkeit des zu ver steuern -
den Ein kommens
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Vor diesem Hintergrund begrüßt die
AGS Planungen der EU zur Koordi nie -
rung der Steuerpolitik der Mitglieds -
staaten auf dem Gebiet der Unter neh -
mensbesteuerung. Eine Harmoni sie -
rung der Steuersysteme (Bemes sungs -
grundlagen und Steuersätze) kann da -
bei helfen, wirtschaftliche Un gleich -
gewichte zwischen den Mit glieds -
staaten zu reduzieren und den Euro zu
stärken.

2.Die geplante Erweiterung der Be -
mes sungsgrundlage durch Auswei -
tung der Hinzurechnungen sowie
die Einbeziehung der freien Berufe
geht mit folgenden Maßnahmen
ein her:

a.der Risikofaktor zur Bewertung von
Mittelstandskrediten im Banken auf -
sichtsregime wird künftig von 75 auf
60 % abgesenkt und die Grenze, bis
zu der Mittelstandskredite den Vor -
teil eines reduzierten Risikogewichts
erhalten, wird von bisher 1 Mio auf 2
Mio € Kreditsumme erhöht.

Sofern eine Erweiterung der Hinzu -
rech nungen bei der Gewerbesteuer
um gesetzt werden soll, muss dies mit
einer deutlichen Verbesserung der
Kre ditvergabepraxis im Bankensektor
für den Mittelstand – insbesondere
für die Soloselbständigen – einherge-
hen. Das Ergebnis darf nicht sein,
dass sich zum einen die Kredite im
Rah men der durch die Finanz markt -
krise durchgeführten Bankenregulie -
rung für den Mittelstand deutlich ver-
teuern, und zum anderen diese Kos -
ten auch noch dem zu versteuernden
Gewinn zugerechnet werden. Schließ -
lich ist ein gutes Finanzie rungs um -

feld die Voraussetzung für ei ne hohe
Investitionsbereitschaft der Unterneh -
men. Die strengere Fi nanz markt- und
Bankenregulierung (Basel III) darf
nicht zu Lasten der Mit tel stands finan -
zierung gehen.
Dennoch sollen Banken künftig Mit -
tel standskredite mit einem erhöhten
Risikogewicht (75 Prozent) bewerten,
demnach Banken mehr Eigenkapital
für den vergebenen Mittelstands kre -
dit hinterlegen müssen als in der Ver -
gangenheit. Damit wird zum einen
der Mittelstandskredit teurer, und
zum anderen steht dieses Eigen kapi -
tal nicht mehr für die Kreditvergabe
zur Verfügung. Das ist für die Selb -
ständigen nicht hinnehmbar. 
Des Weiteren sind auch reine Spe ku la -
tionsgeschäfte am Finanzmarkt zu ver -
bieten (vgl. den nach wie vor ak tu ellen
AGS-Antrag zum außerordent lichen
Bun desparteitag 2010: „Keine Speku -
la tion auf dem Finanz markt – För de -
rung der Real wirt schaft – Schutz des
Volksvermögens“), damit diese Gel der
insbesondere der Realwirtschaft zur
Verfügung stehen. Das Mindeste in
diesem Zusammenhang ist die Erhe -
bung einer Finanztransaktionssteuer,
damit künftig auch das nicht in Un -
ter nehmen eingesetzte Vermögen
sowie dessen rein spekulative Inves ti -
tion seinen gesellschaftlichen Beitrag
leistet. 

b. Die mit der Verbreiterung der Be mes -
sungsgrundlage einhergehende Ge -
wer besteuer-Belastung wird durch
ei ne Erhöhung des Freibetrages und/
oder die Einführung einer Staffel-Re -
gelung gerechter verteilt – das kann
aufkommensneutral gestaltet wer-
den.

Die Forderung nach einer generellen
Erhöhung des Freibetrags entspricht
dem Grundsatz „Höhere Lasten auf
stärkere Schultern“ und entlastet klei -
nere Unternehmen.

c. Es wird eine weitreichende – wenn
möglich vollumfängliche – Anrech -
nung der Gewerbesteuer auf die Ein -
kommenssteuer (unabhängig von
der Höhe des Hebesatzes) ermög -
licht, und grundsätzlich ist keine Ge -
werbesteuer zu zahlen, sofern keine
Einkommenssteuer anfällt.

Die geplante Einbeziehung der freien
Berufe in die Gewerbesteuer wird sei -
tens der AGS unterstützt, sofern eine
weitestgehende – wenn nicht vollum-
fängliche – Anrechnung der Gewerbe -
steuer auf die Einkommenssteuer, un -
abhängig von der Höhe des Hebe sat -
zes, ermöglicht wird. Zudem sollte
grund sätzlich keine Ge werbesteuer
zu zahlen sein, sofern keine Einkom -
menssteuer anfällt. Da mit sollen ins-
besondere eigenkapital- und ertrags -
schwache Unternehmen mit hohem
Fremdfinanzierungsanteil unterstützt
werden. Da bei der Ge wer  besteuer
durch Hinzurechnungen die Bemes -
sungs grundlage deutlich höher aus-
fällt, kann es insbesondere bei den vor-
genannten Unternehmen da zu kom-
men, dass mangels Ein kom men steuer
keine Anrechnung der zu zahlenden
Gewerbesteuer durchgeführt werden
kann. Eine derartige Ge fahr hat durch
die Ausweitung der Hin zurech nungs -
tatbestände zuge nom men.                 <

Christiane Breuer ist Leiterin der Politik -
werkstatt „Steuern und Finanzen“ des
AGS-Bundesvorstands

(Forts.)

http://www.spd.de/spd_organisationen/ags/materialien/
http://www.spd.de/spd_organisationen/ags/materialien/
http://www.spd.de/spd_organisationen/ags/materialien/
http://www.spd.de/spd_organisationen/ags/materialien/
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Dieses Vorhaben betrifft nicht nur die
„Häusle-Bauer“ sondern auch die Wirt -
schaft. Eine Steuererhöhung von
mehr als 40 % kann sich als Inves ti -
tions bremse erweisen, was die Kon -
junk turentwicklung negativ beein-
flussen und dadurch auch den Arbeits -
markt betreffen würde.
Dipl.-Volkswirt Josef Zipfel, Haupt ge -
schäftsführer des Nordrhein-West fäli -
schen Handwerkstages (NWHT), hat
zu diesem Thema eine Stellung nah -
me abgegeben, auf die wir an dieser
Stelle gerne hinweisen. Die Bedenken
des NWHT gelten wohl für alle Unter -
nehmen. Herr Zipfel kommt zu fol gen -
 dem Fazit:
„Steuererhöhungen in einem so sen -
siblen Bereich wie dem Im mobi lien-
und Bausektor wirken in vestitions-
und wachstumsbehindernd und sind
da her eine aus unserer Sicht we nig ge -
eignete Maßnah me, die strukturelle
Ver schuldung in NRW zu be sei ti gen.“

Wir drucken an dieser Stelle den An -
fang seiner Stellungnahme ab. Der voll -
ständige Beitrag ist unter der fol gen -
den Adresse erhältlich (PDF, 1.1 MB):
www.nwht.de/grunderwerbsteuer.pdf

Grundsatzposition des 
Hand werks und Bedeutung 
der Steuer

Der Erwerb von Immobilienvermö -
gen ist für viele Handwerksbetriebe
ein zentrales Element der betriebli-
chen Investitionsstrategie. Auch im
Rahmen von zahlreichen Betriebs -
nach folgeregelungen kommt es zur
Übertragung von Betriebs- und Ge -
wer behallen oder von Geschäfts -
grund stücken. 

Insofern ist die Grund erwerbssteuer
im Handwerk von erheblicher prakti-
scher Relevanz. Aufgrund der stei -
gen den Bedeutung von Immobilien -
ver mö gen als betriebliche und private
Altersvorsorge werden auch im Hand -
werk die Investitionen in diesem Be -
reich in Zukunft noch weiter anstei-
gen.

Der Immobiliensektor in Deutsch -
land hat sich während der Finanz -
krise im Gegensatz zum Immobilien -
markt vieler Nachbarländer als sta-
bil erwiesen und ist nun ein Träger

des wirtschaftlichen Aufschwungs.
Dies gilt ebenso für die eng mit dem
Immobiliensektor verbundene Kon -
junk tur der Bauwirtschaft, welche
nach vielen mageren Jahren wieder
eine positive Entwicklung zeigt. Vor
diesem Hintergrund sehen wir eine
Erhöhung der Grunderwerbssteuer
um mehr als 40 % als kontraproduk-
tiv an, da sie Investitionen verteuert
und der konjunkturelle Aufschwung
im Immobilien- und Bausektor unnö-
tig behindert wird. Die Maßnahme
schwächt die Bauwirtschaft und ge -
fährdet daher Arbeitsplätze.

Hinzu kommt, dass die Nebenkosten
des Immobilienerwerbs in Deutsch -
land im internationalen Vergleich
be reits jetzt schon sehr hoch sind,
jede Erhöhung des Grund erwerbs -
steu ersatzes verschärft diese Situa -
tion zusätzlich.

Das nordrhein-westfälische Hand -
werk steht daher einer Erhöhung der
Grunderwerbssteuer sehr kritisch ge -
gen über. Die Begründung des Geset -
zesvorhabens überzeugt uns ange-
sichts folgender Argumente nicht:

1. „Dramatische Steuer aus fälle“
in Nordrhein-Westfalen ?
In der Gesetzesbegründung werden
u. a. „dramatische Steuerausfälle“ als
Grund für die Erhöhung der Steuer
angeführt [...] <

Steuerpolitik

Erhöhung der Grunderwerbssteuer –
Investitionsbremse für die Wirtschaft?
Nun ist sie beschlossen: Die Erhöhung der Grunderwerbssteuer in NRW. Von früher 3,5 % auf gleich
5 % wird die Belastung bei Grunderwerb ab dem 01.10.2011 steigen.

»Steuern und Finanzen

Öffentliche Anhörung des Ausschusses
für Haushalt und Finanzen am 28.06.11
zum Gesetzentwurf der Frak tionen der
SPD, Bündnis 90 / DIE GRÜNEN und
DIE LINKE, Drucksache 15 i 1924 (Neu -
druck), zum Gesetz über die Fest set -
zung des Steuersatzes für die Grund er -
werbssteuer.
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Das Gespräch fand in den Geschäfts -
räu men der Handwerkskammer statt.
Gastgeber waren Herr Professor Schul -
hoff (Präsident der HWK DD) so wie die
Hauptgeschäftsführer Herr Dr. Köster
(HWK DD) und Herr Zipfel (Nordrhein-
Westfälischer Hand werks tag, NWHT). 
In der sehr guten Gesprächs atmo sphä -
re nutzen die Teilnehmer die Mög lich -
keit des Meinungsaus tausches nicht
nur über aktuelle Ge setzesentwürfe
des Landtags in NRW (wie dem Tarif -
treue- und Mittel stands gesetz), son-
dern auch über bundes- und europa -
po litische The men.
So äußerte das Handwerk Kritik am
Tariftreuegesetz. Es ist der Meinung,
dass ausschließlich das Vergaberecht
zu überarbeiten sei und befürchtet ei -
ne ausufernde Bürokratie durch die
Neueinführung vergabefremder An -
for derungen. 
Zumindest besteht zwischen den Ge -
sprächsparteien Übereinstimmung,
dass die aktuellen Vergabegrund sät -
ze zu ändern sind, die in der Pra xis zur
Vergabe an den billigsten An bieter
füh ren. Die Kommunen sollten ent -
sprechend den Vorgaben der VOB in
die Lage versetzt werden, das „wirt -
schaft lichste“ Unternehmen bei der
Aus schreibungen zu berücksichtigen. 
Die Auftragsvergabe der Kommune
soll te sich nach altbewährten Quali -

täts gesichtspunkten richten. Zudem
soll ten Ausschreibungstext und ei -
gent liche Leistungsbeschreibung des
ausgeschriebenen Auftrags in einem
an gemessenen Verhältnis zueinander
stehen; schließlich muss die Ver ständ -
lichkeit der geforderten Leis tung und
nicht das „Behörden-Deutsch“ im Vor -
dergrund stehen.
Die bundes- und europarechtlichen
The men umfassten sowohl finanz-
und steuerpolitische Aspekte (Euro -
kri se, Banken – und Finanz markt regu -
lie rung, Gewerbesteuer) als auch den
Austausch zur Netzpolitik. 
Hinsichtlich der aktuell zu bewälti -
gen den Wirtschafts- und Bankenkrise
fordern beide Seiten eine straffere
Finanzmarktregulierung, welche sich
nicht – wie bisher – nachteilig auf die
Kreditvergabe an Selbstständige bzw.
das Handwerk auswirken darf. Zumal
die Finanzkrise nicht von Klein- und
Mittelständischen Unternehmen ver -
ur sacht wurde, diese aber zu den Leid -
tragenden der Krise gehören.  

Ein gemeinsames Anliegen von Hand -
werk und AGS ist ein Werben für mehr
Ethik in der Wirtschaft. Selbst ver ant -
wor tung und Eigen-Risi ko müssen
wie der zum wirtschaft li chen Han -
deln gehören.                                         <

AGSNRW zu Gast beim NRW-Handwerk

Ausgezeichnete Atmosphäre,
große Übereinstimmung
Am 12. Oktober 2011 folgten Mitglieder des geschäftsführenden
Vor stands der AGSNRW (André Brümmer, Christiane Breuer,
Michael Henke und Susanne Brefort) sowie LV-Mitglied Klaus-
Peter Duhme der Einladung der Handwerkskammer Düsseldorf zu
einer Fortführung des Dialogs zwischen beiden Organisationen.

»Handwerk

Am 28. Oktober fei-
erte Dr. Thomas
Kös ter seinen 65.
Geburtstag. Dr.
Kös ter wurde im
Sauerland geboren
und ist dreifacher
Familienvater. Der

promovierte Volks wirt hat sich als
lang jähriger Haupt geschaftsführer
der HWK Düsseldorf und des NWHT
um das Handwerk in NRW in beson -
de rer Weise, weit über seine berufli-
chen Aufgaben hinaus, ver dient ge -
macht, was mit einer Rei he von Eh -
rungen gewürdigt wur de. Der Er halt
und die Weiterent wick lung der Sozia -
len Markt wirtschaft ist ihm ein be -
son deres Anliegen. Das gleich namige
Kom pe tenzzentrum der HWK Düssel -
dorf wird er als Leiter weiter füh ren,
wenn er zum 01.11.2011 in den verdien-
ten Un-Ruhestand tritt.
Die AGSNRW hat in den letzten 2 Jah -
ren engen Kontakt zu ihm gehalten,
es gab konstruktiven Austausch zu
wirt schaftspolitischen Themen. Zu
unserer letzten Ausgabe hat Dr. Kös -
ter einen Gastartikel zu Basel lII bei-
getragen („Quo vadis, Mittelstands -
finanzierung?“).
Die Nachfolge von Dr. Köster als Haupt -
geschäftsführer der HWK Düsseldorf
wird sein bisheriger erster Stellvertre ter,
Dr. Axel Fuhrmann, antreten. Er wurde
einstimmig von der Vollversammlung
der Kammer gewählt.                             <

Aktuelles Interview mit Dr. Köster:
„Das Handwerk ist Zukunft“

AGSNRW gratuliert:

Dr. Köster
zum 65.!

http://www.rp-online.de/regionales/extra/tag-des-handwerks/das-handwerk-ist-zukunft-1.1712475
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Geld ist kaum da, weder beim Bund,
noch beim Land. Bundesverkehrs mi -
nis ter Ramsauer investiert lieber in
bayerische Projekte – auf seine Hilfe
für NRW dürfen wir nicht bauen. Aber
was hat Rot-Grün mit NRWs Strassen
vor? Unser grüner Koalitionspartner
hat vermutlich eher Wanderwege für
Krö ten und sichere Radwege für die
noblen Vorort-Quartiere im Sinn. Das
nützt dem gewerblichen Nah- und
Fern verkehr aber nur wenig. Nur plan-
los in Beton zu investieren (so ein Vor -
wurf der Grünen an die SPD), ist keine
zukunftsweisende Verkehrs- und Infra -
struktur-Politik. Dafür fehlt nicht nur
das Geld, es ist auch unverantwortlich.
Minister Voigtsberger macht aus der
Not eine Tugend: Statt Wunschzettel
der Lokalpolitiker unkritisch zu über -
neh men, beschränkt er seine Planun -
gen auf das Machbare. Für Politiker ist
diese Vorgehensweide ungewöhnlich.
Es wird dem Minister nicht überall Bei -
fall einbringen, ist aber ehrlich. Manch
ein Bürgermeister wird nun auf Düs -
seldorf zeigen und über die Landes re -
gie rung herfallen. Dabei ist vielen Bür -
gern längst klar, dass es den Mangel
zu verwalten gilt. Wer die Schlag lö -
cher des letzten Win ters vor seiner
Haus tür sieht, träumt nicht von neuen
Umge hungsstrassen, so wünschens-
wert sie im Einzelfall auch sein mö -
gen. Eine ge nerelle Ab sage an neue
Pro jekte gibt es trotzdem nicht. Das
wäre ebenso unverantwortlich.

Am 22.9.2011 erklärte der Minister sein
Konzept für Erhaltung und Ausbau
der Straßen-Verkehrswege in NRW.

„Neue Prioritäten im Straßen -
bau – Ressourcen effizient und
verantwortlich einsetzen“

Angesichts sin-
kender Mit tel
für den Neu-
und Ausbau
von Straßen
hat die Lan des -
re gie rung die
Prio ritäten für
Straßenbau vor -
haben in NRW
überarbeitet.

„Es war dringend an der Zeit, die

Pla nungen für den Neubau von Fern -

straßen zu konzentrieren. Seit Jah -

ren ist klar, dass die zur Ver fü gung

stehenden Gelder nicht ausreichen,

um die geplanten Vorhaben um zu -

set zen. Weitere Kürzungen auch des

Bundes stehen an. Gleich zeitig müs-

sen wir stärker in den Er halt des be -

stehenden Straßen net zes investieren,

um die Substanz zu er halten. NRW

be weist als erstes Bun desland den

Mut, Wahrheiten offen auszuspre-

chen und Prioritä ten zu set zen, um

die Ressourcen ver ant wort lich einzu-

setzen“, sagte Verkehrs minister

Harry K. Voigts ber ger am 22.09.2011
in Düsseldorf.
Bei den vorrangigen Planungen kon-
zentriert sich das Verkehrs ministe ri -
um auf besonders wichtige und eini-
germaßen reibungslos zu realisieren-
de Projekte, für die es einen gesetzli-
chen Planungsauftrag aus den beste-
henden Bedarfsplänen (Landes stra -
ßen bedarfsplan und Bedarfs plan -
maß nahmen des Bundes) gibt. 
Ent scheidende Kriterien sind die
Um setz barkeit und die allgemeine
Ak zep tanz vor Ort. Mit Vorrang wer-
den jetzt 37 Landesstraßenprojekte
mit einem Volumen von 224 Mio. €
und 96 Baumaßnahmen von Auto -
bah nen und Bundesstraßen mit ei -
nem Volumen von 4,3 Mrd. € weiter
geplant.

„Es ist uns besonders wichtig, den

Ausbau der hoch belasteten Auto -

bah nen und Kreuze weiter zu füh-

ren. Nur so lässt sich das Netz

schnell und effektiv verbessern“, er -
klär te Horst Becker, Parlamenta ri -
scher Staatssekretär für Verkehr. Zu
den Vorhaben mit Priorität zählen
der Ausbau der A40 und A43 im
Ruhr gebiet sowie der A3 auf dem
Köl ner Ring; aber auch die A1 im
Münsterland und die A59 zwischen
Köln und Bonn.                                 <

Pressemitteilung des Ministeriums

Minister Harry K. Voigtsberger:

Neue Prioritäten im Straßenbau – Ressourcen
effizient und verantwortungsvoll einsetzen
Für Handel, Handwerk und Gewerbe ist eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur unverzichtbar!
Da ist es interessant, welche Ziele das NRW-Verkehrsministerium hat.

Harry K. Voigtsberger,
Minister für Wirt -
schaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr

»Infrastruktur

http://www.wirtschaft.nrw.de/Presse/Pressemitteilungen/PriorisierungStrassen_22_09_2011/index.php
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Eine neue Möglichkeit der Ent las tung
ist, den Frachtverkehr unter die Erde zu
verlegen – allerdings nicht in teuren
Autobahntunneln, sondern in einem
völlig neuartigen System – dem
CargoCap-System. Das ist ein völlig
neu artiges Verkehrssystem, d.h. die
fünfte Transportalternative zu Stra ße,
Schiene, Wasser, Luft, das von einem
For schungsteam unter der Leitung
von Prof. Dr. Dietrich Stein an der Ruhr-
Uni Bochum entwickelt wurde.

Individuell elektrisch angetriebene,
computergesteuerte Fahrzeuge (Caps)
fahren schienengebunden in einem
un terirdisch verlegten Fahrrohrlei -
tungs system mit nur 2,00 m Durch -
mes ser mit 36 km/h. Ferngesteuert
sol len sie all das von A nach B bewe-
gen, was, so Stein, „durch die Woh -
nungs türen der Haushalte transpor-
tiert wird, vom Kühlschrank bis zum
Fernseher“. Die Ware steht auf zwei
Euro-Paletten, jede 1,20 m lang, 0,80 m
breit und 1,25 m hoch. Das entspricht
etwa 600 Kilogramm Ladung. Stein:
„80 Prozent des Güterverkehrs wird
heutzutage mit diesen Paletten trans-
portiert.“ CargoCap könnte zu einer
erheblichen Entlastung und Quali -
täts verbesserung hinsichtlich Schnel -
lig keit und Zuverlässigkeit des Gü ter -
verkehrs im Ruhrgebiet beitragen. Die
für den Transportweg erforderlichen
Röhren werden mittels Vortriebs tech -
nik ohne großen Aufwand unterir-
disch verlegt. Das bedeutet, dass Bau -
stellen mit offener Bauweise nicht für
den Röhreneinbau, sondern nur punk-
tuell für den Bau der Start- und Ziel -
schächte erforderlich sind. Beladen
werden die Caps von Rampen aus, wo -

bei die für jedes Transportsystem
kom patiblen Europaletten benutzt
werden, was für den reibungslosen
Transportablauf erforderlich ist. 

Doch nicht nur die betriebliche Wirt -
schaft lichkeit ist auf der Seite von
CargoCap, sondern auch die Her stel -
lungskosten der Transportwege spre-
chen für dieses neuartige System.
Während für die Erweiterung (2-spu-
rig) für einen Kilometer Autobahn
Bau kosten in Höhe von 15 bis 30 Mio €
veranschlagt werden müssen, fallen
für den Bau der Doppelrohrleitungen
aus Stahlbeton Kosten pro Kilometer
in der Höhe von ca. 6 Mio € an. 
Die Caps werden elektrisch ange trie -
ben, d. h. es entsteht keine Um welt be -
lastung durch Abgase o. ä.; in so fern
ist ihr Einsatz auch ein Beitrag zur Re -
duzierung des Schadstoff- und Fein -
staub ausstoßes und durch die Sen -
kung des CO2-Ausstoßes ein Bei trag
zur Verringerung der Folgen ei nes
welt weiten Klimawandels. 
Nicht nur von Laien, sondern auch
aus der Politik gibt es bereits Zustim -
mung zu diesem Projekt, in das schon
Fördermittel des Ministeriums für
Wis senschaft und Forschung geflos-
sen sind. Die damalige Wissen schafts -
ministerin und heutige Minister prä si -
dentin Hannelore Kraft: „Das Ergebnis
des Gutachtens ist ein wichtiger
Schritt auf dem Weg zur Marktreife.
Nun ist die Wirtschaft gefordert, die-
ses innovative Konzept in die Praxis
um zusetzen.“ Es ist aber auch die Po -
li tik gefordert, den Rahmen für eine
Innovation zu schaffen, die die Ver -
kehrs entwicklung der Zukunft ent-
scheidend mitgestalten kann.

Es existiert eine Marktpotential-Ana -
lyse, die die Ruhrgebietstrasse Dort -
mund-Duisburg zugrunde legt und ei -
ne Strecke von 80 Kilometern mit 24
Stationen (u. a. Flughafen DO, Indu -
park, Ruhrpark, CentrO) veranschlagt,
wobei 18 Stationen oberirdisch und 6
Stationen unterirdisch an gelegt sind.
Deutlich werden bei den Wirt schaft -
lich keits-Vorträgen die un ter schied li -
chen Kosten für den Bau von 1 km Fahr -
rohrleitung (CargoCap, 3,2 Mio. €), Au -
tobahnerweiterung von 2 auf 3 Spuren
(10-30 Mio. €) und Tun nel bau (rd. 100
Mio. €).

Durchgeführt wurde die Analyse von
der RUFIS Bochum unter der Lei tung
von Prof. Helmut Karl; gefördert wur -
de sie vom NRW-Verkehrs minis te ri -
um. Sie kommen zum Ergebnis, dass
die deutlich niedrigeren Betriebs kos -
ten langfristig die gegenüber dem
her kömmlichen Lkw-Transport höhe-
ren Investitionskosten ausgleichen.

Am 2. Februar 2009 hatte eine vom
stellvertretenden Vorsitzenden der
AGS Herne, Derk Schmithals, zusam-
mengestellte Gruppe der Herner SPD
die Möglichkeit, die Modellanlage die-
ses Systems zu besichtigen. Am 12.
Februar 2010 veranstaltete CargoCap,
mittlerweile marktreif entwickelt, ei -
ne Fachtagung. Die überaus positive
Reaktion hat gezeigt, dass innovative
Verkehrstechnologien nicht nur dem
Verkehr, sondern auch der Wirtschaft
nachhaltig helfen können. Dass sie
auch die Umwelt schützen, weiß Derk
Schmithals, der auch Leiter des AK
Umwelt des UB Herne ist, sehr zu
schät zen.                                                 <

AGS Herne / AK Umwelt der SPD Herne

CargoCap – die fünfte Transportalternative
Die A 40 ist immer voll, man steht im Dauerstau, sie ist vom Ruhrschnellweg zum Ruhrschleichweg
geworden und deshalb als Verkehrsachse unattraktiv und uninteressant – das ist das gängige Vor ur -
teil gegenüber dieser Bundesautobahn, so dass es schon früh Ideen und Versuche der Entlastung gab.
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Kooperation für niedrigere Abbrecher -
quote bei Jugendlichen
Am 6. Oktober 2011 fand in Gelsen kir -
chen unter der Schirmherrschaft des
Oberbürgermeisters Frank Baranows -
ki (SPD) eine gemeinsame Veran stal -
tung des Internationalen Unterneh -
mer verbandes (IntUV) RuhrStadt e.V.
und des Eduard-Spranger-Berufs kol -
legs statt. Dabei wurden mehr als 17
Jugendliche in betriebliche Praktika
ver mittelt. Die Kooperation wurde ge -
gründet, um die enorme Abbrecher -
quo te eines Bildungsjahrgangs bei Ju -
gendlichen zu verringern. In der näch-
sten Ausgabe der AGS:Nachrichten
wer den wir ausführlich über die Ver -
anstaltung berichten.                             <

Weitere Kurznachrichten aus dem me dia -
fon-Newsletter (Heraus geber: mediafon
Selbständigen bera tung GmbH, ver.di-Re -
fe rat Selbständige):

PC-Rundfunkgebühr: GEZ zahlt Gebüh -
ren für Rechner im Home-Office zurück
Wer derartige Gebühren gezahlt und
noch nicht zurückgefordert hat, sollte
das jetzt tun.
Details bei mediafon.net

Elektronische Signatur: Jetzt ist sie
wirk lich Geschichte
Per E-Mail oder sonstwie elektronisch
übermittelte Rechnungen sind künftig
auch dann zum Vorsteuerabzug zuge-
lassen, wenn sie nicht „qualifiziert elek -
tronisch signiert“ sind. Das gilt rück wir -
kend für alle Umsätze, die ab dem 1.7.11
ausgeführt wurden.
Details bei mediafon.net

Gründungszuschuss: Gesetz zur Kür -
zung zunächst gestoppt
Die vom Bundestag beschlossenen
Ver schlechterun gen für den Grün -
dungs zuschuss werden nicht, wie ge -
plant, zum 1. November in Kraft treten.
Der Bundesrat verwies das entspre -
chen de Gesetz an den Vermitt lungs -
aus schuss und verlangte insbesondere,
alle be schlos senen Verschlech te run -
gen aus dem Gesetz zu streichen.
Details bei mediafon.net

Krankengeld: Krasse Preisunterschiede
bei Wahltarifen
Extreme Preisunterschiede hat die Stif -
tung Warentest bei den „Wahltarifen
Krankengeld“ der gesetzlichen Kran -
ken kassen für Selbstständige festge-
stellt.
Details bei mediafon.net
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Bis zur nächsten Ausgabe!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

AGS
NRW

Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.

<

November 2011

Do., 03.11.2011, 19:00 Uhr
AGS Bottrop
> Unternehmerstammtisch „Well -

ness-Herbst: Rückenschule“, inkl.
Vortrag und praktischen Übun -
gen mit einer Physio therapeutin.

„Cottage“, Herzogstr. 58, Bottrop

Mi., 09.11.2011, 19:00 Uhr
AGS Recklinghausen
> Netzwerken im Ruhrgebiet, inkl.

4-Gänge-Menü.
Hof Holz, Braukämperstr. 80, 45899
Gelsenkirchen-Beckhausen

Mi., 16.11.2011, 17:30 Uhr
AGS Dortmund
> „Politischer Salon“ zum Thema

Soloselbständigkeit.
ZfG (Union Gewerbehof), Huckarder
Str. 2-8, 44147 Dortmund

Do., 17.11.2011, 18:30 Uhr
AGS Recklinghausen
> Bürogolf-Turnier beim CJD Her -

ten (Anmeldeschluss: 11.11.).
CJD Herten, Langenbochumer Str.
379, Herten

Weitere Details und aktuelle Ver -
an stal tungs hinweise im Netz:
> www.ags-in-nrw.de/termine.htm

Termine

Was ist wann
los in NRW?

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint etwa Mitte Dezember, Re -
dak tionsschluss ist Freitag, der 09.12.2011. Manuskripte (.doc, .odt, .rtf, .txt), Fotos
(.jpg) und Gra fiken (.gif, .png) bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de senden!
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